	


BESCHLUSS (RESOLUTIONS-) ANTRAG

des Gemeinderats Mag. Rüdiger Maresch (GRÜNE)

eingebracht in der Sitzung des Gemeinderates der Stadt Wien am 23.11.2009

zu Post 1 der heutigen Tagesordnung

betreffend Besteuerung von Flugbenzin auf EU-Ebene

 B E G R Ü N D U N G

Trotz seiner hohen Umweltschädlichkeit genießt der Flugverkehr zahlreiche Steuerprivilegien. Auf Flugtreibstoff wird weder Mineralöl- noch Umsatzsteuer eingehoben. Der Flugverkehr ist deshalb mit einem jährlichen Wachstum von 4-6% der am schnellsten wachsende Verkehrsbereich und trägt damit immer stärker zum Treibhauseffekt bei. Im Sinne des Klimaschutzes ist im Flugverkehr daher die Einführung der Kostenwahrheit raschest notwendig. Diese Tatsachen sind zwar allseits bekannt, doch fehlt es bislang auf nationaler wie internationaler Ebene an effizienten Initiativen zur Entsprechung der Problematik.

Am 29.3.2007 hat der Wiener Gemeinderat eine Resolution an die Bundesregierung beschlossen, dass sich diese auf der Ebene der EU und in allen anderen für diese Frage relevanten internationalen Gremien für eine Besteuerung von Flugtreibstoffen einsetzen soll. Seither waren keine entsprechenden Schritte der Bundesregierung wahrzunehmen. 

Der unterzeichnende Gemeinderat stellt daher gemäß § 27 Abs. 4 der Geschäftsordnung für den Gemeinderat der Stadt Wien folgenden

BESCHLUSSANTRAG:

Der Wiener Gemeinderat fordert die Bundesregierung erneut auf, eine Besteuerung von Flugtreibstoffen anzuregen mit dem Ziel, diese umweltpolitisch eminent wichtige und seit langem überfällige steuerliche Maßnahme auf Ebene der EU, sowie auch außerhalb in relevanten internationalen Gremien nachhaltig zu verfolgen, um zu einem Gleichklang der Staatengemeinschaft in dieser Frage beizutragen.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages

Wien, am 23.11.2009
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